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Badlfdic WirffdiaHsZeifung
zugleich Mitteilungen der HandelsKammer KarlsruheSämtliche die Redaktion betreffenden Sendungen sind zu richten an die Geschäftsführung der Handelskammer Karlsruhe Karl-
Straße Nr. 10, Fernsprecher : 823 , 825 und 4925 — Alle den Anzeigenteil , Abonnementsbestellungen und Versand betreffenden

Sendungen an die Geschäftsstelle der Bad. Wirtschafts- Zeitung, Karlsruhe, Ritterstraße 1 , Fernsprecher 297 .

Die Börse der
Das Meßamt für die Mustermessen in Leipzig kann nun¬mehr auf ein sechsjähriges Bestehen zurückblicken. Wirftman die Frage auf, ob es die Aufgaben, die ihm gestelltworden sind, erfüllt hat , so darf die Antwort uneinge¬schränkt „ja“ lauten . Es galt die durch den Krieg gefähr¬dete Stellung der Leipziger Messe zu sichern und die größleMusterschau der Welt den veränderten Wirtschaftsverhält¬nissen anzupassen . Praktisch bedeutete das eine wesent¬liche Erweiterung der Messe, denn die durch den Krieg ge¬schaffene Lage ließ es angezeigt erscheinen, daß die Messenicht nur , wie vordem , eine Ausstellungsgelegenheit füreinen begrenzten Kreis von Industrieerzeugnissen bot, son¬dern allen deutschen Industriezweigen eine bequeme undverhältnismäßig billige Propaganda und Verkaufsmöglich¬keit schuf. Heute gibt es kaum eine Industrie , die nichtwenigstens mit einem Teil ihrer Produkte zweimal im Jahrenach Leipzig zieht, um dort in dem sich immer mehr aus¬dehnenden Meßviertel oder auf dem insbesondere der Tech¬nik dienenden Ausstellungsgelände an der Musterrevue teil¬zunehmen.

Die Messe ist die Börse der Fertigfabrikate und damiteiner der wichtigsten Bestandteile unserer Wirtschaft ge¬worden . Die Folge davon ist , daß von ihr Strömungen aus-.gehen, die den ganzen Wirtschaftskörper stark beeinflussen.Auf der anderen Seite reagiert aber auch die Messe in emp¬findlichster WTeise auf die Schwingungen des politischen undökonomischen Lebens . Sie hat sogar weit früher als dieWertpapierbörsen die Flucht aus der Mark zu spüren be¬kommen. Zu einer Zeit, als die Nachfrage nach den soge¬nannten Goldwerten des Effektenmarktes nur von einer ver¬hältnismäßigen kleinen Käuferschar ausging, war die Nach¬frage nach Waren auf der Leipziger Messe bereits überausstürmisch . Es entwickelte sich ein sehr großes Geschäft,die Industrie konnte nicht so erhebliche Mengen , wie ver¬langt wurden , fabrizieren .Im Jahre 1922 war die Nachfrage auf den Leipziger Mes¬sen weniger groß . Zwar nahm die Zahl der Einkäufer ausdem Auslande wesentlich zu , aber es herrschte Zurückhal¬tung . Die inländischen Käufer nahmen daran Anstoß, daßdie Fabrikanten , wenigstens zum Teil, nur auf der Grund¬lage von Edelvaluten Aufträge entgegennehmen wollten .Der entscheidende Grund für die Zurückhaltung der i n -ländischen Abnehmerschaft war aber die sich immermehr verschärfende Kapitalknappheit . Die Einkäufer ausdem Auslande waren nicht mehr so kauffreudig wie inden vergangenen Jahren , weil die Anpassung der deutschenPreise an die Preise des Weltmarktes Fortschritte gemachthatte , und dementsprechend keine oder verringerte Sonder¬gewinne winkten .
Wir dürfen uns nicht darüber täuschen , daß eben jeneSondergewinne in den letzten Jahren einen Hauptan¬ziehungspunkt für die Käufer des Auslandes gebildet haben.Das hatte gute, aber auch schlechte Seiten. Gute insofern,als die Konsumenten des Auslandes wieder an deutscheWaren gewöhnt worden sind, schlechte, weil teilweise eineVerschleuderung deutscher Produkte stattfand und weil dieAbwehrbestrebungen des Auslandes gegen die Einfuhrunserer Erzeugnisse begünstigt wurden . Eine harte Probewird die Industrie , gleichzeitig aber auch die Leipziger

F ertigfabrikate .
Messe , zu bestehen haben , wenn erst einmal die Preisunter¬schiede zwischen inländischen und ausländischen Fabrika¬ten völlig verschwinden oder auf ein normales Maß zurück¬gehen. Dieser Zeitpunkt ist möglicherweise nicht mehrfern . Es gibt jetzt schon Erzeugnisse , deren Wettbewerbs¬fähigkeit auf dem Weltmärkte stark beeinträchtigt ist . Dasgilt insbesondere für die Fabrikate der Eisenindustrie . Be¬reits vor dem Rückgang des Dollarpreises konnte deutschesWalzeisen kaum noch mit den Erzeugnissen der französi¬schen und lothringischen Werke konkurrieren . Als sich derDollar Mitte Dezember 1922 auf 5500 Mk. senkte, war der da¬mals gültige Preis von 293 200 Mk . für Thomas-Stabeisen um100 000 Mk. über dem Weltmarktpreis , und vor allem fran¬zösische Handelseisensorten konnten bis in Zentraldeutsch¬land hinein eingeführt werden . Bezeichnend ist auch dieEntwicklung auf dem Kohlenmarkte . Ende November be¬trug der Preis für Ruhrkohle (bestmelierte Fettkohle ) freiHamburg 20244 Mk ., der Preis für Northumberland inse-reened frei Hamburg 45 333 Mk., am 1 . Dezember 36 810 Mk .bezw. 45225 Mk . Das heißt, die Ruhrkohle hatte in derzweiten Hälfte des Monats November etwa 45 Prozent so¬viel gekostet wie die englische Kohle, Anfang Dezember da¬gegen schon 81 Prozent . Dann kam die Senkung der Dollar¬notierung , und es ergab sich nunmehr, daß der Preis fürRuhrkohle mit 36 800 Mk. über den Notierungen lag , zudenen englische Kohlen in das Hamburger Absatzgebiet ge¬führt werden konnten . «Wenn wir zu einer Stabilisierung der Währung kommen,ist es wahrscheinlich , daß die Anpassung der Inland - an dieAuslandpreise sich schnell durchsetzt . Der Anreiz, deut¬sche Waren zu kaufen , würde dann auf dieselben Faktoren ,wie vor dem Kriege , beschränkt sein : gute Qualität und be¬sondere Leistungsfähigkeit auf einer ganzen Reihe von Ge¬bieten. Diese Faktoren waren vor dem Kriege wirksam .Infolge des inzwischen eingetretenen Wandels der politi¬schen und wirtschaftlichen Verhältnisse wird es nicht leichtsein, mit den gleichen Mitteln die gleichen Erfolge wie vordem Weltkriege zu erlangen . Hier muß die Tätigkeit derLeipziger Messe einsetzen . Nur die intensivste Propagandakann dien Erfolg bringen , daß die ausländischen Einkäuferdie Leipziger Messe trotz des Fortfalls der Valutachancenin erhöhter Zahl besuchen . Nur eine Musterschau von derBedeutung der Leipziger Messe ist aber in der Lage , eineinigermaßen vollständiges Bild von dem Können der deut¬schen Industrie zu bieten und das Ausland davon zu über¬zeugen, daß es auch ohne Valutareiz vorteilhaft ist , deut¬sche Waren zu kaufen .
Die ersten sechs Jahre der Tätigkeit des LeipzigerMeßamts waren gewiß nicht leicht . Krieg und innerpoliti¬sche Wirren stellten wiederholt die Abhaltung der Messein Frage oder drohten das Geschäft zum Stillstand zu brin¬gen. Unzählig sind die Schwierigkeiten , mit denen das Meß¬amt zu kämpfen hatte . Die nächsten Jahre werden abervoraussichtlich noch größere Anforderungen an das Meß¬amt stellen . Es wird sich um nichts geringeres handelnals die Ausfuhr von Waren stark zu fördern , damit Deutsch¬land nicht zur Ausfuhr von Menschen genötigt ist .

(Meßamt für die Mustermessen in Leipzig .)

Nachrichten für Handel und Industrie .
Verkehr .

Fahrpreise und Gepäckfrachten am 1 . Januar 1923.
Die Fahrpreise für den allgemeinen Verkehr werdennach folgenden Einheitssätzen berechnet : 1 . Klasse = 24 Mk.für 1 km, 2 . Klasse = 12 Mk. für 1 km, 3. Klasse — 6 Mk. für1 km, 4. Klasse = 4 Mk. für 1 km. Die hiernach berechnetenPreise werden aufgerundet bis 100 Mk. auf volle 2 Mk., über100—500 Mk. auf volle 10 Mk., über 500—1000 Mk. auf volle20 Mk., über 1000—2000 Mk . auf volle 50 Mk ., über 2000 Mk.

auf volle 100 Mk . Als Mindestgebühr für gewöhnliche Fahr¬karten wird der Preis für 11 km erhoben . Vom gleichenZeitpunkt an kosten die Schnellzugszuschläge:
3. Klasse 2. Klasse 1 . KlasseZone I (1—75 km) 100 Mk. 200 Mk . 400 Mk.Zone II (76—150 km) 200 Mk. 400 Mk. 800 Mk.Zone III (über 150 km) 300 Mk. 600 Mk. 1200 Mk.Der Fahrpreis wird in Hinkunft nicht mehr auf denFahrkarten aufgedruckt sein, sondern an seine Stelle tre¬ten die Tarifkilometer . Außerdem werden auf den Statio¬nen Entfernungstafeln und Kilometerpreistafeln ausgehängt ,



damit die Reisenden ihren Fahrpreis feststellen können. Es
kann nur empfohlen werden , vor Lösung der Fahrkarten
den Fahrpreis festzustellen , weil Differenzen zwischen den
Schalterbeamten und den Reisenden nachträglich in den
meisten Fällen nicht mehr aufgeklärt werden können.Lie Gepäckfracht wird vom 1 . Januar 1923 ab auf 1 Mk.
(bisher 40 Pfg .) für je 10 kg und 1 km erhöht . Die Mindest¬
fracht wird 100 Mk. statt bisher 40 Mk . betragen .

Übergang von Vollbahnwagen nach Schmalspur¬
bahnen .

Die auf den Uebergangsstationen Lahr -Dinglingen, Of¬
fenburg und Kehl für die Ueberführung von Wagenladungenin Volibahnwagen nach der Schmalspurbahn und umgekehrtzu erhebenden Gebühren werden infolge der steigenden
Teuerung mit Wirkung vom 1 . Januar 1923 wie folgt erhöht :

a . für Steinkohlen, Braunkohlen , Koks und Preßkohlen
aller Art für 100 kg . 0,15 Mk.,b . für alie übrigen Guter für 100 kg . 0,18 Mk .

Diese Ueberfuhrgebühr wird vom genannten Zeitpunkteab auch für Sendungen gleicher Art beim Uebergang in
Bühl erhoben .

Briefsendungen mit mangelhaften Anschriften .
Der Reichspos :minister teilt in einem Rundschreiben andie Handelskammern folgendes mit :
„Mängel in der Anschrift von Postsendungen, nament¬

lich das Fehlen der Angabe von Straße und Hausnummer
bei Sendungen nach großen Orten und außerdem der Num¬
mer der Bestellpostanslalt bei Sendungen nach Großstädten
wie Berlin , Breslau , Dresden, Hamburg , München wirken
für Post und Publikum außerordentlich nachteilig . Die
nach Tausenden zählenden Briefe nach Großstädten , auf
denen weder die .Nummer der Bestellpostanstalt noch
Straße und Hausnummer angegeben sind, bilden eine
schwere Last für den Postbetrieb , weil sie das Verteilungs¬
geschäft aufhalten und den Antritt der Bestellungen ver¬
zögern . Die Ergänzung der Aufschrift solcher Sendungendurch Angabe des Bestellpostamts und der Straße ist mit
Zeitverlust und erheblichen Kosten verknüpft . Damit nicht
durch die zeitraubende Bearbeitung der ungenügend bean-
schrifteten Sendungen das Verteilungsgeschäft beim Ein¬
gang der großen Posten erheblich aufgehalten und der Be¬
ginn der Bestellungen verzögert wird und damit ferner
dem ständigen Steigen der Aufwendungen Einhalt gebotenwird , ist in Hamburg , wo die Schwierigkeiten besonders
groß sind, dazu übergegangen worden , die Bearbeitung von
Sendungen mit unvollständiger Anschrift auf verkehrs¬
schwache Stunden oder bis zum Eintritt von Betriebspausenzurückzustellen . Die in Betracht kommenden Sendungenerhalten einen Stempelabdruck : „Verzögert , weil Straße und
Nummer des Bestellpostamts fehlen“ .

Die beteiligten — in der Hauptsache kaufmännische —
Kreise können zur Herabminderung der Zahl der ungenü¬
gend bezeichneten Sendungen und zur Beschleunigung der
Bestellungen wesentlich beitragen , wenn sie sich ent¬
schließen, in den abgehenden Postsachen (auf Briefbogen,
Briefumschlägen , Rechnungen usw . ) stets die genaue An¬
schrift des Absenders nach Name oder Firma , Nummer der
Bestellpostanstalt , Straße und Hausnummer unter Voran¬
setzung des Wortes „Briefanschrift “ anzugeben. Das ver¬
anlaßt den Briefempfänger , die genaue Anschrift auf jeder
Postsendung niederzuschreiben .

Die fortgesetzten Einwirkungen auf die Postbenutzer ,sie zu veranlassen , den Anregungen der Postverwaltung
hinsichtlich der vollständigen Beanschriftung der Sendungendie erforderliche Beachtung zu schenken, haben bisher
wenig Erfolg gehabt .

Ich sehe mich daher veranlaßt , Sie zu ersuchen , sich in
Ihren Mitteilungen an die Mitglieder dafür einzusetzen, daß
die Wünsche der Postverwaltung zum Nutzen der Allge¬meinheit in vollem Umfange beherzigt werden .

“

Geldscheinpäckchenverkehr .
Die Oberpostdirektion teilt uns folgendes mit :
„Um eine beschleunigte Abfertigung des Publikums zu

ermöglichen und den wachsenden Schwierigkeiten, die sich
an den Schalterstellen durch die Einlieferung von unzuläng¬lich vorbereiteten Papiergeldmassen ergeben, gründlich ab¬
zuhelfen, soll dazu übergegangen werden, daß die Postkas¬
sen die eingezahlten Gelder von unbedingt zuverlässigenFirmen in verschlossenen Geldscheinpäckchen ohne sofor¬
tige Inhaltsprüfung an der Zahlstelle annehmen. Die Zulas¬
sung zum Geldscheinpäckchenverkehr muß grundsätzlich
von der Bedingung abhängig gemacht werden, daß die Fir¬

men der Postverwaltung gegenüber die Verpflichtung über¬
nehmen, die bei der Reichsbank oder bei den Kassen der
Reichspostverwaltung in Zeugengegenwart etwa festgestell¬
ten Fehlbeträge an dem Inhalt der verschlossen eingeliefer¬
ten Päckchen ohne Einrede zu ersetzen . Zu den Befunds¬
feststellungen im Postbetriebe werden besondere Vordrucke
verwendet . Für die Fertigung , die äußere Beschaffenheit
und den Verschluß der Päckchen gelten die für den Post¬
betrieb bestehenden Vorschriften . Nähere Auskunft ertei¬
len die Postanstalten .

“

Drahtlose Nachrichtenübermittlung .
Die Hapdelskammer Karlsruhe ist beim Reichsposl-

ininisterium wegen Errichtung einer Funkstelle in Karls¬
ruhe , die eine Erleichterung für den überlasteten Tele¬
grammverkehr bringen soll, vorstellig geworden . Neben
diesem amtlichen Funkverkehr besteht jetzt schon eine
private Einrichtung „Eildienst für amtliche und privateHandelsnachrichten G . m . b . H ., Berlin NW . 7, Bunsenstr . 2“ .
Diese übermittelt in kürzester Zeit die wichtigsten in - und
ausländischen Wirtschaftsnachrichten , insbesondere De¬
visen- und Effektenmeldungen sowie Warennotierungeildrahtlos telephonisch . Die Bedingungen der Gesellschaft
liegen bei dei Handelskammer zur Einsichtnahme auf

Auch in der Frage der Errichtung einer Stelle für den
Blitzfunkverkehr (die Gebühren hierfür betragen das
SOfache eines gewöhnlichen Telegramms ) wird zurzeit ge¬
prüft , ob hierfür ein Bedürfnis in Karlsruhe vorhanden ist.

Verkehr der Straßburger Straßenbahnen.
Die Straßburger Straßenbahngesellschaft , Abteilung Ba¬

den , in Kehl, hat infolge der fortgesetzt steigenden Teuerung
die Erhöhung der Zuschläge im Wechselverkehr mit ihren
Nebenbahnen Kehl—Bühl, Rastatt —Schwarzach und Kehl —
Altenheim—Offenburg—Ottenheim auf 1 . Januar 1923 wie
folgt beantragt :

a ) bei Entfernungen bis zu 10 km von den Übergangs¬stationen der Reichsbahn
für Eilstückgut von 30 Mk. auf' 100 Mk.,für Frachtstückgut von 15 Mk . auf 50 Mk .,für Wagenladungen von 6 Mk. auf 20 Mk .

b) bei Entfernungen über 10 km von den Übergangs¬stationen der Reichsbahn
für Eilstückgut von 50 Mk . auf 150 Mk .,für Frachtstückgut von 25 Mk. auf 75 Mk .,für Wagenladungen von 10 Mk . auf 30 Mk .

Im weiteren sind die Überfuhrgebühren für Wagenladun¬
gen, die in Lahr -Dinglingen, Offenburg, Kehl oder Bühl auf
die Schmalspurbahn übergehen oder von da kommen und
auf die Vollbahn übergehen , im Verkehr mit diesen Neben¬
bahnen, ferner im Verkehr mit der Nebenbahn Rhein—Lai
—Seelbach vom gleichen Zeitpunkte ab auf nachstehende
Beträge erhöht worden :

a) für Steinkohlen, Braunkohlen usw. für 100 kg 25 Pfg .,
b ) für alle übrigen Güter für 100 kg 30 Pfg.

ERHÄLTLICH IN alTeH
EIN/CHLÄGIGEN GE/CHAFTEN
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Nr. 1 BADISCHE WIRTSCHAFTS . ZETTUNC

Außenhandel.
Herabsetzung der Ausfuhrabgäbe .

Der Deutsche Industrie - und Handelstag' richtete am14 . Dezember folgende Eingabe an das Reichswirlschafts -ministerium :
„Wir beziehen uns ergebenst auf unsere Eingabe vom7 . August 1922 Gesch . -Nr . 3690/22 in obiger Angelegenheit.Trotz des damaligen Einspruchs der Wirtschaftskreise ge¬gen eine Erhöhung der Ausfuhrabgaben ist am 1 . September1922 ein Zuschlag zu den bisherigen Abgabesätzen vondurchschnittlich 30—60 v . H. in Kraft gesetzt worden .Die inzwischen gesammelten Erfahrungen lassen es un¬bedingt notwendig erscheinen , eine sofortige Wiederauf¬hebung der im August ds . Js . beschlossenen Zuschläge zuden Ausfuhrabgabesätzen in die Wege zu leiten . Aus unse¬rer Eingabe vom 7 . August 1922 sowie aus den verschieden¬sten unmittelbaren Eingaben der beteiligten Wirtschafts¬

organisationen sind dem Reichswirtschaftsministerium dieGründe bekannt , aus denen die Wirtschaftskreise eine
Lahmlegung unserer Ausfuhr durch die Ausfuhrabgabentrotz sinkender Mark befürchteten . Obgleich im Verlaufeder letzten Wochen eine gewisse Festigung des Dollarkur¬ses (auf ungefähr 8000 Mk. ) eingetreten ist , sind dennoch dieProduktionskosten auf fast allen Industriegebieten fortlau¬fen gestiegen — und zwar sowohl die Kosten für Beschaf¬
fung der Rohstoffe als auch für Löhne, wie auch anderer¬seits für Spesen (Frachten usw . ) . Hieraus geht einmal her¬vor , daß die Produktionskosten den gesunkenen Markkursbereits nahezu wieder eingeholt haben, soweit sie überhaupthinter diesem zurückgeblieben sein sollten, und daß somiteine Spannung zwischen dem Exportgewinn und den Er¬
zeugungskosten kaum noch besteht ; damit ist der einzigeGrund, aus dem sich die Zuschläge für die Ausfuhrabgabenvielleicht hätten rechtfertigen lassen , weggefallen.Des weiteren hat die deutsche Ausfuhrstatistik eine dau¬ernd rückläufige Tendenz, so daß u . E . schon deshalb alle
Ausfuhrhindernisse , zu denen die Ausfuhrabgabe gerechnetwerden muß, abgebaut werden sollten : eine Forderung ,welche auch die Aufrechterhaltung des deutschen Wirt¬schaftslebens im Hinblick auf die stark passive Außenhan¬delsbilanz gebieterisch erheischt .Unter Berücksichtigung obiger Gründe bitten wir drin¬
gend darum , die Zuschläge zu den Ausfuhrabgaben , die am

-1 . September 1922 in Kraft getreten sind, sofort wieder auf¬zuheben.
“

Mustersendungen nach Rumänien .
Die am Außenhandel mit Rumänien beteiligten Firmenmachen wir darauf aufmerksam , daß die rumänische Zoll¬

verwaltung nur solche Muster als „ohne Handelswert “ an-
eht, die durch Einschneiden oder Durchlöchern für jedenanderen Zweck unbrauchbar gemacht sind. Mustersendun¬

gen, die nicht in dieser Weise behandelt sind, werden mitdem vierfachen Zoll belegt.
Begleitpapiere für deutsche Sendungen nach Jugo¬

slawien .
Die Bestimmungten über Erlangung der jugoslawischenEinfuhrbewilligung und Verzollung der Güter nach dem Min¬desttarif werden vielfach seitens der deutschen Versendernicht beachtet , so daß den Empfängern oder Spediteuren in

Jugoslawien recht häufig Unannehmlichkeiten, erhöhte Zoll¬kosten und Lagerkosten entstehen . Die Verkehr treibendenwerden daher darauf hingewiesen , daß jeder Sendung nach
Jugoslawien eine von der Handelskammer beglaubigteRechnung zwecks Erhalt der Einfuhrbewilligung und ein
von der zuständigen Handelskammer ausgestelltes Ur¬
sprungszeugnis zwecks Verzollung der Ware nach dem Min¬desttarif beizufügen ist .

Rücksendung von Waren aus England .
Die englische Regierung beabsichtigt , eine Versteigerungder in den englischen Zolldepots aus der Zeit vor dem 1 . Ja¬nuar 1922 ruhenden deutschen Sendungen vorzunehmen, fürdie die 26prozentige Reparationsabgabe noch nicht bezahltworden ist . Wie uns mitgeteilt wird , können derartige Wa¬ren noch bis zum 14 . Januar 1923 zurückgerufen werden.Der Antrag auf Rücksendung wird am zweckmäßigsten aneine englische oder in England vertretene Speditionsfirma

gerichtet , da die englischen Zollbehörden sich selbst nichtmit der Rücksendung befassen .
Geschäftsverkehr mit Holland.

Nach § 735 und 764 des holländischen „Gesetzbuches für
bürgerliche Rechtsforderungen ' 1 können die Waren und
Bankguthaben von Firmen , welche ihren Lieferungsver¬

8

pflichtungen nicht nachkommen, auf Anordnung der Behör¬den beschlagnahmt werden . Der Gläubiger muß dann in¬nerhalb einer gesetzlich festgelegten kurzen Frist nochKlage stellen , weil andernfalls die Beschlagnahme hinfälligwird . Diese kann vor Beendigung des Prozesses nur auf¬gehoben werden , wenn die in der Beschlagnahmeerklärungdes Gerichtspräsidenten genannte Kaution hinterlegt wird .Dieses Verfahren kann auch deutschen Firmen gegenüberangewandt werden , wenn sie die abgeschlossenen Verträgenicht einhalten und ist tatsächlich schon manchmal ange¬wandt worden . Deutsche Firmen , welche nach Hollandexportieren , werden gut daran tun, sich diesen Fall alsWarnung dienen zu lassen , um so mehr , als die Stellungeiner Kaution deutschen Firmen beim jetzigen Stand derValuta wohl meist - unmöglich sein wird .
Statistische Marken.

Nach einer uns vom Herrn Reichswirtschaftsminister zu¬gegangenen Mitteilung sind von der Reichsdruckerei sta¬tistische Marken im Werte von 50 und 100 Mk. hergestelltworden und werden zurzeit in den Verkehr gebracht . DieHerstellung von Marken im Betrage von 500 und 1000 Mk.ist im Gange; ihre Ausgabe soll voraussichtlich Mitte Ja¬nuar erfolgen.
Mitteilungen des Deutschen Industrie - und Handelstags .

Auf der Geschäftsstelle der Handelskammer Karlsruheliegen vertrauliche Mitteilungen des Deutschen Industrie -und Handelstags aber das Australische Antidumping-Gesetz,über die Danziger Kontingentliste A und über die Wirt¬
schaftsverhandlungen mit Portugal vor , die von den einge¬tragenen , an der Ausfuhr nach diesen Ländern interessier¬ten Firmen eingesehen werden können.
In der Handelskammer (Zimmer 5) liegen zur Einsicht¬

nahme folgende Mitteilungen auf :
1 . Amtliche Berichte vom badischen Ministerium des In¬nern über den Handelsverkehr mit Rußland.
2 . Außenhandelsstelle für Eisen - und Stahlerzeugnisse ,Berlin W 9, Linkstr . 25 III , Deckblatt 1 zum Merkblatt 947über die Ausfuhr von Taukloben vom 27 . September . 1^22,Rundschreiben vom 16 . Dezember Kleinhebezeuge betref¬fend , Deckblatt IV zum Merkblatt über die Ausfuhr von

Zahnstangengewinden vom Oktober 1922 und Mitteilungs¬blatt vom 14 . Dezember 1922 Nr . 39.
3. Außenhandelsstelle zu Elberfeld für Eisen - und Stahl¬

waren Elberfeld , Schloßbleiche Nr . 4/6, NachrichtenblattNr . 20 .

$ arl$ruf)er Sagblatt
Siliifie Dforßenjtilnig
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4 BADISCHE WIRTSCHAFTS - ZEITUNG Nr . 1

Verschiedenes .
Indexziffern.

Großhandelsindex für die Woche
vom 9 . bis 15 . Dezember . 1792 .92

Goldmarkindex für die Woche
vom 18 . bis 24 . Dez . für ein 20 -Markstück . 20 000 Mk.

Deutsch-Schwedisches Schiedsgericht in Berlin.
Nach uns gewordener Mitteilung ist gemeinsam von der

Handelskammer zu Berlin und der Kgl . Schwedischen Ge¬
sandtschaft zu Berlin ein Deutsch -Schwedisches Schiedsge¬richt gebildet worden , das zwecks Schlichtung von Streitig¬keiten zwischen nordischen und deutschen Firmen angerufenwerden kann.

Anbahnung von Geschäftsverbindungen.
Bei der Handelskammer Karlsruhe gingen die nach¬

stehend kurz angedeuteten Zuschriften betreffend Neuan¬
knüpfung von Geschäftsverbindungen ein . Die Schreiben
können vormittags von 9 bis 1254 Uhr, nachmittags von
3 bis 5 Uhr , Samstags von 9 bis 1 Uhr eingesehen werden .
Interessenten wird anheimgestellt , sich direkt an die unten
aufgeführten Adressen zu wenden . Irgendwelche Gewähr
wird nicht übernommen .

Warenangebot .
Nr . 280 Martin Hauber , Cormuba, Estado Matto- Grosso -

Brasilien bietet Ochsenhäute , Haare , Gummi , sel¬
tene Hölzer , Wildhäute und Ochsenhörner zum
Verkauf an.

Nr . 281 Eugene Suter & Company , Basel , Gartenstr . 60,suchen Konsumenten von Elektrolytkupfer .
Warennachlrage .

Nr . 282 Robert K . Hintz , Hamburg , benötigt für den Ex¬
port bedeutende Mengen Faßhahnen aus Pflau¬
menholz .

Nr . 283 Dino J . Papayianopoulo & Cie, Athen, Rue Euri-
pides 25, sucht Konsignationslager zu Überneh¬
mern

Nr . 284 Dr . Ing . Hans Truttwin , Berlin W 30, Goltzstr . 23,wünscht mit Großdrogenhandelshäusern in Ver¬
bindung zu treten .

Vertrctergesuchc .
Nr . 285 Williams and Ely , Brisbane (Queensland) über¬

nimmt Vertretungen aller Art .

Sonstiges .
Frau Marie Nauen , Karlsruhe , Helmholtzstraße 11 ,

empfiehlt sich als Dolmetscherin der englischen , französi¬
schen und italienischen Sprache .

Aus der Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs .
Keine Verpflichtung der in Liquidation befindlichen
Erwerbsgesellschaften zur Abgabe einer Steuererklärung

für die Körperschaftssteuer.
Für die in Liquidation befindlichen Gesellschaften

ist durch § 17 Kö^perschaftssteuergesetzes eine beson¬
dere Sachlage geschaffen, welche die Anwendbarkeit
der die normalen Fälle regelnden Veranlagungsbestim¬
mungen der §§ 20 ff . ausschließt . Hier ergreift die Be¬
steuerung nicht nur das seit der letzten Besteuerung
noch vor oder erst nach Eintritt der Liquidation erzielte
Betriebsergebnis, das wirklich Einkommen im Sinne
des Einkommensteuergesetzes und der sonstigen Vor¬
schriften des Körperschaftssteuergesetzes ist, sondern
darüber hinaus auch solche Teile des Liquidations¬
ergebnisses, für welche das nicht zutrifft. Der ganze
über das letzte Betriebsergebnis hinausgehende Ver¬
mögenszuwachs wird , soweit er nicht schon versteuert
ist, einheitlich als Liquidationseinkommen behandelt
und versteuert ohne Rücksicht darauf , wann er er¬
worben ist . Nach § 17 sollen nicht versteuert werden
die innerhalb des Liquidationszeitraums sich buchmäßig
ergebenden Vermögensvermehrungen innerhalb ein¬
zelner Zeitabschnitte , sondern der Überschuß, den das
zur Verteilung kommende Vermögen, also das End¬
ergebnis der Liquidation , gegenüber dem den früheren
Besteuerungen zugrunde gelegten Vermögen ergibt . Bei
der Besteuerung nach § 17 wird nur der Vermögens¬
stand bei der letzten der Liquidation vorausgegangenen
Besteuerung und am Schlüsse der Liquidation ver¬
glichen. Von diesem Standpunkt aus ist für eine Ver¬
anlagung innerhalb des Liquidationszeitraums kein
Raum . Diese Ausführungen ergeben eine grundsätz¬
liche Verneinung der Steuererklärungspflicht der Er¬
werbsgesellschaften im Liquidationsstadium . Voraus¬
setzung bei den obigen Ausführungen ist stets , daß es
sich um eine wirkliche , ernsthaft als solche betriebene
Liquidation handelt und nicht um eine steuerlich un -
beachtliche Scheinliquidation , wie sie etwa bei Ter¬
raingesellschaften gegeben sein kann , die alsbald nach
Erwerb der durch Parzellierung zu verwertenden
Grundstücke in Liquidation treten und nun in jahr¬
zehntelanger Tätigkeit , als sogenannte Liquidations¬
gesellschaften, erst diesen ihren eigentlichen Daseins¬
zweck verfolgen. (Urteil vom 1 . Juli 1922, I A 37/22 .)

Zur Kapitalertragsteuerpflicht des Kontokorrent¬
zinssaldos.

Gegen die Kapitalertragsteuerpflicht der Konto¬
korrentzinsen kann nicht eingewendet werden, daß es
bei diesen Forderungen an einer Kapitalanlage fehle .
Die Kapitalertragsteuer ist , wenn sie auch dem Zwecke
einer Vorbelastung des fundierten Einkommens dienen
soll, doch grundsätzlich nicht als Einkommensteuer auf
das Einkommen aus Kapitalvermögen, also als eine an
die Person des Steuerpflichtigen anknüpfende Personal¬
steuer ausgestaltet, sondern als Ertragsteuer , also als
eine Objektsteuer , deren Grundlage das Objekt, der
Kapitalertrag , bildet . Bestimmend für die Einzelaus¬
gestaltung der Steuer war das Prinzip , die Steuer nicht
im Wege der Veranlagung zu erheben, sondern durch
das Schöpfen an der Quelle, durch die Erfassung der
Erträge in der Hand des Schuldners zu Lasten des
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Nr . 1 BADISCHE WIRTSCHAFTS - ZEITUNG 5
Gläubigers. Wenn dieses Prinzip praktisch durchge¬führt werden sollte, konnte die Steuer nicht als auf reine
Kapitalanlagen im gewöhnlichen Sinne beschränkte Er¬
tragsteuer eingeführt werden, so daß sie also diejenigenErträge , welche im land - oder forstwirtschaftlichenoder gewerblichen Betrieb anfielen, frei gelassen hätte .Eine solche Unterscheidung wäre bei der erwähntenForm der Erhebung nicht durchführbar gewesen , weilder zur Steuerzahlung verpflichtete Schuldner nichtwissen kann , ob der Kapitalertrag seinem Gläubiger indessen Gewerbebetrieb anfällt oder nicht . Deshalb hatdas Gesetz mit voller Absicht die Steuerpflicht nichtdarauf abgestellt, ob es sich bei den einzelnen Erträgenum solche des Kapitalvermögens im engeren Sinne han¬delt, sondern hat vielmehr diejenigen Erträge , die esals Kapitalerträge behandelt wissen will, einzeln aufge¬zählt und ausdrücklich hinzugefügt, daß diese Erträgesteuerbar ohne Rücksicht darauf seien , ob sie in einemland - , forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieboder außerhalb eines solchen anfallen (§ 2 Abs . 1 Satz 1des Kapitalertragsteuergesetzes) . Was als steuerbarer

Kapitalertrag anzusehen ist, bestimmt § 2 durch erschöp¬fende Aufzählung . Zu den danach steuerpflichtigen
Kapitalerträgen im Sinne des Gesetzes gehören nach
Ziffer 4 alle Zinsen von Forderungen , die auf Grundeiner Vereinbarung entrichtet werden. Dem Gedanken,daß es sich grundsätzlich nicht um eine gewerblicheSteuer, sondern um eine die Kapitalanlagen in ihren
Erträgen belastende Steuer handeln sollte , ist in Ziffer 4
nur insoweit Rechnung getragen, als die Zinspflicht für
die im gewerblichen Leben die Regel bildenden gesetz¬lichen Zinsen stark eingeschränkt worden ist . Dagegensind alle vereinbarten Forderungszinsen kraft unwider¬
leglicher gesetzlicher Vermutungen als Zinsen aus Ka¬
pitalanlagen zu behandeln . Demgemäß ist denn auch
in der bisherigen ständigen Rechtsprechung des Reichs¬
finanzhofs die grundsätzliche Kapitalertragsteuerpflichtvon vereinbarten Zinsen im kaufmännischen Verkehr,insbesondere im Kontokorrenverkehr , stets bejaht wor¬
den . Denn die Forderung auf diese Zinsen hat ihre
Wurzel ausschließlich im Kontokorrentvertrage, sie
werden also auf Grund einer Vereinbarung entrichtet .Beim Kontokorrentverhältnis ist nur der Abrechnungs¬saldo als steuerpflichtige Kapitalanlage anzusehen, nicht
die einzelnen in das Kontokorrent aufgenommenen For¬
derungen . Es hat daher nicht jede der beiden am
Kontokorrent beteiligten Personen die Summe ihrer
Haben -Zinsen zu versteuern , sondern nur diejenige Par¬
tei , zu deren Gunsten sich am Abrechnungstage ein Ha¬
ben-Zinssaldo ergibt, hat diesen Saldo als einheitlichen
Kapitalertrag der im Kontokorrent hin - und herfluten¬
den Kapitalforderungen in ihrer Gesamtheit zu ver¬
steuern . Für die Frage , ob die einzelnen Salden gegen¬einander an/urechnen sind , kommt folgendes in Be¬
tracht : Allerdings ist anzuerkennen , daß es rechtlich
möglich ist, daß dieselben Parteien mehrfache Konto¬
korrente miteinander führen . Die Tatsache allein, daß
unter den Parteien mehrere Konten geführt und abge¬schlossen werden , ist dafür aber nicht entscheidend.Es kommt auf den Inhalt des einzelnen Kontokorrent¬
vertrags an . Enthält dieser, wie es namentlich im Ver¬
kehr der Banken mit ihren Kunden regelmäßig der
Fall ist, die Bestimmung , daß die verschiedenen Konten
als Teile eines Gesamtkontokorrents anzusehen sind, soist diese Bestimmung für die gesamte rechtliche Be¬
handlung des Verhältnisses und damit auch für die

Kapitalertragsteuerpflicht maßgebend. (Urteil vom14 . Juli 1922 I A 125/22 .)
Behandlung des Gewinnvortrags bei Berechnung der

vorläufigen Zahlung auf die Körperschaftssteuer.
Die Frage ist, ob der vorläufigen Zahlung von 10v . H . auf die Körperschaftssteuer nach § 1 des Gesetzesvom 26 . März 1921 zugrunde gelegt werden soll der amEnde des Jahres sich als verteilungsfähiger Gewinn er¬

gebende Betrag oder der aus der Bilanz sich ergebendeJahresertrag . Die sich aus der Entstehungsgeschichteergebende Absicht des Gesetzes war , daß der Betrag, vondem die vorläufige Zahlung zu leisten ist, ohne weiteresaus der Bilanz selbst ersichtlich sein sollte, ohne daßerst unter Zuhilfenahme der Gewinn- und Verlustrech¬
nung aus dem ausgewiesenen verteilungsfähigen Ge¬wann durch Abzug des Gewinnvortrags oder Hinzurech¬
nung des Verlustvortrags aus dem Vorjahr der wirk¬liche Jahresertrag ermittelt werden sollte. Da es sichnur um eine vorläufige Zahlung auf die Steuer handelt ,wird auf die genaue Ermittlung des endgültigen Jahres¬einkommens hier bewußt verzichtet und als annähernd
richtiger Betrag der ausgewiesene Gewann zugrunde ge¬legt , der be ; der endgültigen Feststellung des steuer¬
pflichtigen Einkommens nicht nur durch den Abzug desetwa darin steckenden Gewinnvortrags, sondern aufGrund sonst möglicher Bilanzberichtigungen durch Ab -und Hinzurechnung der verschiedenartigsten sonstigenBeträge Abänderungen erfahren kann . Wenn eine Ge¬sellschaft den nicht ausgeschütteten Teil des Vorjahrs¬gewinns im einheitlichen Schlußposten ihrer Bilanzunter dem Gewinn des neuen Jahres mit erscheinenläßt, so gehört er zu dem im Abschluß ausgewi^senen
Reingewinn, von dem die vorläufige Zahlung zu be¬rechnen ist. (Urteil vom 1 . Juli 1922, I A 96/22.)
Zur Bewertung von Auslandsforderungen ; Umfang der

darauf zulässigen Abschreibungen.
Streitig war die für die Feststellung des Bilanzgewinnsdes vierten Kriegsgeschäftsjahres bedeutungsvolle Frage,inwieweit die Berechtigung der von einer Aktiengesellschaftin voller Höhe beanspruchten Abschreibung ihrer dama¬ligen Auslandsforderungen anzuerkennen ist. Hierbei sindnachstehende Grundsätze zu beachten : Einerseits sind nursolche Entwertungen zu berücksichtigen , die gerade in dembetreffenden Geschäftsjahre eingetreten sind . Andererseitsist die Frage nach der Entwertung vom subjektiven Stand¬

punkt des ordentlichen , die Gesamtverhältnisse verständigerwägenden vorsichtigen Kaufmanns aus zu beurteilen .Sache des Steuerpflichtigen ist es, die tatsächlichen Ver¬hältnisse, die innerhalb jenes maßgebenden Zeitraumes eine
Entwertung herbeigeführt haben sollen, näher darzulegen.Sache der Veranlagungsbehörde aber ist es, zu diesen tat¬sächlichen Angaben — gegebenenfalls nach Herbeiführungihrer notwendigen Ergänzung — Stellung zu nehmen , alsodie gesamte konkrete Sachlage unter jenem subjektiven Ge¬sichtswinkel des verständigen, vorsichtigen Kaufmanns zu
würdigen . Dies wird in den Fällen der vorliegenden Art ,wenn auch nicht unbedingt , so doch vielfach — wegen der
Maßgeblichkeit der kaufmännischen Anschauungsweise —zur Anhörung eines SachverständigenAnlaß geben . Jeden¬falls genügt nicht zur Ablehnung einer verlangten Ab¬
setzung von Auslandsforderungen die bloße und nur voneiner objektiven Betrachtungsweise ausgehende ganz allge¬meine Bemerkung : über ihre Beitreiblichkeit während desKrieges ließe sich nichts sagen. (Urteil vom 8 . Juli 1922I A 210/21 .)

Umfang der Auskunftspflicht der Steuerpflichtigen.
Eine G . m . b . H . ist nach dem Gesellschaftsvertrage miteinem bar einzuzahlenden Stammkapital gegründet wor¬den. Die Beschwerde der Steuerpflichtigen richtet sich da-
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gegen, daß, obwohl die Gründung der Gesellschaft nach dem
Gesellschahsvertrag eine Bargründung sei, von ihr zur Be¬
rechnung des Gesellschaftsstempels Auskünfte gefordert
würden , die nur unter der Annahme einer Sach gründung
einen Sinn hätten , die Aufforderung aber die Gründe dafür
vermissen lasse , aus denen die Steuerbehörde zur Annahme
einer Sachgründung gekommen sei . Gegenstand des Unter¬
nehmens der G . m . b . H . war der Erwerb und die Fortfüh¬
rung einer offenen Handelsgesellschaft . Verlangt war von
dem Finanzamt eine auf den Tag des Kaufabschlusses ge¬
stellte Bilanz der offenen Handelsgesellschaft , Angabe der
einzelnen Wertpapiere nach ihrem Kurswerte , Bezifferung
des Betrags des sog . immateriellen Wertes des erworbenen
Geschäfts. Ein Anlaß, von der G . m . b . H . die Einreichung
einer Bilanz über den Vermögensstand der offenen Handels¬
gesellschaft als Grundlage für die Berechnung des Gesell¬
schaftsstempels zu verlangen , war für die Steuerbehörde
erst gegeben, wenn sie festgestellt hatte , daß ein Sachein-
bringen vorlag , das Vermögen der offenen Handelsgesell¬
schaft also von einem oder mehreren oder allen Gesellschaf¬
tern kraft gesellschaftlicher Verpflichtung unter ganzer
oder teilweiser Anrechnung des Wertes auf die Kapital¬
anlagen eingebracht worden war . Die Steuerbehörde
konnte, wenn sie aus irgendeinem Grunde trotz der auf Bar¬
gründung lautenden Wortfassung des Gesellschaftsvertrags
eine verschleierte Sachgründung vermutete , von der G . m .
b . H . alle ihr zur Aufklärung dieser Vermutung dienlich er¬
scheinenden Auskünfte fordern , ohne genötigt zu sein, ihre
Vermutung näher zu begründen . Sie war aber nicht befugt,
solange diese Vorfrage nicht in bejahendem Sinne erledigt
war , Auskünfte zu verlangen , die nur unter der Voraus¬
setzung eines Sacheinbringens von steuerlicher Bedeutung
waren . Wie weit man sich auch immer die Befugnis der
Steuerbehörden , Auskunft zu erfordern , nach den weit¬
gehenden Vorschriften der Abgabenordnung gezogen den¬
ken mag : keinesfalls geht es an , daß die Steuerbehörde , be¬
vor die Vorfrage über die Voraussetzungen der Steuer¬
pflicht beantwortet ist , in Verhältnisse des Steuerpflichtigen
eindringt und ihm mehr oder weniger umfängliche Arbeiten
für die Feststellung von Verhältnissen aufbürdet , deren
Kenntnis nicht zur Beantwortung der steuerlichen Vorfrage
über die Voraussetzung der Steuerpflicht , sondern erst nach
Beantwortung dieser Vorfrage hinsichtlich des Umfangs
der Steuerpflicht von Interesse ist . ( Urteil vom 19 . Septem¬
ber 1922 II A 163/22.)

Zur Verpflichtung des Steuerpflichtigen , die Prüfung
seiner Geschäftsbücher durch Steuerbeamte in den Ge¬
schäftsräumen und in den üblichen Geschäftsstunden

vornehmen zu lassen .
Nach § 162 Abs . 9 der Reichsabgabenordnung kann das

Finanzamt prüfen , ob die von dem Steuerpflichtigen zu füh¬
renden Bücher und Aufzeichnungen vorschriftsmäßig ge¬
führt werden . Es kann weiter gemäß § 198 a . a . O . seinen
Beamten beauftragen , die Geschäftsräume des Steuerpflich¬
tigen in den üblichen Geschäftsstunden zu betreten und diese
Prüfung vorzunehmen . Welche Stunden als die üblichen
Geschäftsstunden anzusehen sind, sagt § 198 nicht . Das
Verlangen des Beamten, ihm die Bücher noch gegen 9 Uhr
abends vorzulegen , ist aber jedenfalls unberechtigt . Denn
Geschäftsräume im Sinne des § 198 a . a . O . sind die Räume, in
denen die in Frage kommenden Geschäfte geführt werden.
Führt ein gewerblicher Betrieb seine Buchführung in be¬
sonderen Büroräumen , so sind für die Buchführung daher
nur die Büroräume als Geschäftsräume und nur die Büro¬
stunden als übliche Geschäftsstunden anzusehen. Wenn
die Bücher des Steuerpflichtigen im Büro geführt werden,
sind die üblichen Geschäflsstunden die Stunden seiner Büro¬
zeit. (Urteil vom 9 . Juni 1922 V A 280/21 .)

Erhebung der erhöhten Umsatzsteuer aus Entgelten für
die von einem Hotel den Gästen gewährten Bäder.

Die Entgelte für Bäder , die ein Hotel seinen Gästen in
den allen Gästen gegen Entgelt zur Verfügung stehenden
Badezimmern verabreicht , sind erhöht umsatzsteuerpflich¬
tig . Wie aus § 28 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes folgt,
sind der erhöhten Umsatzsteuer auch die Entgelte für Be¬
dienung und sonstige Nebenleistungen unterworfen . Das
Gesetz selbst bestimmt den Begriff der Nebenleistungen
nicht . Er ist nach der Verkehrsauffassung zu bestimmen.
Unter sonstigen Nebenleistungen sind hiernach solche Lei¬
stungen zu verstehen , deren Gewährung im Zusammenhang
mit der Beherbergung und neben derselben im Beherber¬

gungsgewerbe üblich ist und von den Gästen erwartet wird .
Hierzu gehört auch die Gewährung von Bädern , da es im
Beherbergungsgewerbe allgemein üblich ist , auch solche den
Gästen zur Verfügung zu stellen . Dabei ist es unerheblich,
ob das Bad in einem mit dem Zimmer des Gastes zusam¬
menhängenden, nur von ihm zu benutzenden, oder in einem
der allen Gästen zur Verfügung stehenden Badezimmer ver¬
abreicht wird . (Urteil vom 11 . Juli 1922 V A 233/22 .)

Berechnung der Erhöhung der Umsatzsteuer bei
ungenügender Vorauszahlung .

Im § 37 Abs . 4 .des Umsalzsleuergesetzes in der Fassung
des Abänderungsgesetzes vom 8 . April 1922 ist bestimmt:
„Übersteigt die am Schlüsse des Steuerabschnitts vorgenom¬
mene Veranlagung den Gesamtbetrag der Vorauszahlungen
um mehr als 20 v . H ., so erhöht sich die Steuer um 10 v . H.
dieses überschießenden Betrags .

“ Es sind Zweifel entstan¬
den , ob der Berechnung dieses Zuschlags der Unterschieds¬
betrag zwischen der Summe der Vorauszahlungen und dem
Betrage der endgültigen Veranlagung oder dieser Unter¬
schiedsbetrag verringert um 20 v . H . der Summe der Vor¬
auszahlungen zugrunde zu legen ist . Die Gesetzesvorschrift
wird im § 157 a Abs . 6 der Ausführungsbestimmungen dahin
erläutert : „Ergibt sich bei der am Schlüsse des Steuerab-
schnitts vorzunehmenden Veranlagung , daß die veranlagte
Steuer des Steuerpflichtigen den Gesamtbetrag seiner Vor¬
auszahlungen um mehr als 20 v . H . übersteigt , so ist die
Summe um 10 v. H . dieses überschießenden Betrags zu er¬
höhen.

“ Der Reichsfinanzhof hat die aufgeworfene Frage
dahin beantwortet : Der Zuschlag nach § 37 Abs. 4 des Um¬
satzsteuergesetzes ist in der Weise zu berechnen, daß ihm
der Unterschiedsbetrag zwischen der Summe der Voraus¬
zahlungen und dem Betrage der endgültigen Veranlagung
verringert um 20 v . H . der Summe der Vorauszahlungen zu¬
grunde zu legen ist . (Gutachten vom 19 . Oktober 1922 V D
1 /22 .)
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Gewährung der Nachsicht wegen Versäumung der
Rechtsmittelfrist .

Der Streit dreht sich darum , ob Rechtsunkenntnis zur An¬
wendung des § 68 der Reichsabgabenordnung genügt. Dortist bestimmt, daß Nachsicht wegen Versäumung einerRechtsmittelfrist beantragen kann, Wer ohne sein Verschul¬den verhindert war , die Frist einzuhalten . Dies kann manbei Rechtsunkenntnis nicht allgemein sagen . Die Rechts¬unkenntnis muß sich vielmehr gerade auf Rechtsmittelfristenund die Form der Einlegung des Rechtsmittels beziehen.Nur dies entspricht dem Wortlaut und Sinne des § 68 der
Reichsabgabenordnung . Wenn man Rechtsunkenntnis ganzallgemein und ohne jede Beschränkung zur Anwendung des§ 68 genügen läßt , ist seiner Anwendung überhaupt fastkeine Schranke mehr gezogen. Nachsicht wegen Versäu¬mung einer Rechtsmittelfrist ist daher nicht zu gewähren,wenn sich der Steuerpflichtige in Rechtsunkenntnis darüberbefunden hat , ob eine Steuer geschuldet ist oder nichtund diese Rechtsunkenntnis erst nach Ablauf der Rechtsmit¬telfrist beseitigt wird , sondern in geeigneten Fällen nurdann , wenn die Unkenntnis sich auf die Rechtsmittelfristselbst und die Form des Rechtsmittels bezieht. (Urteil vom27 . September 1922 V . A . 384/22 .)
Zum Begriff der Grundstückserwerbsgesellschaft im
Sinne der Tarifnummer 1 A b des Reichsstempelgesetzes .

Eine Gesellschaft m . b . H . hat von ihrem zur Versteue¬rung herangezogenen Errichtungsvertrage die Reichsstem¬pelabgabe aus Tarifnummer 1 A b des Reichsstempelgesetzesnach dem erhöhten Satze von 7 v. H . nicht schon dann zuentrichten , wenn Erwerb oder Veräußerung von Grundstük-ken nicht Zweck des Unternehmens ist , sondern nur alsMittel zur Erreichung des Zweckes in den Bereich derTätigkeit der Gesellschaft gezogen ist . Der Erwerb und die
Veräußerung von Grundstücken kann fast bei jedem Han¬delsbetrieb in der Richtung der Verwirklichung desZweckes des Unternehmens liegen . Damit, daß dies im Ge¬
sellschaftsvertrag als statutmäßiges Recht der Gesellschaft
ausgesprochen wird , werden Erwerb und Veräußerung vonGrundstücken noch nicht zum Zwecke der Gesellschaft,weder zu einem Hauptzweck , noch zu einem Nebenzweck.Betrieben wird der Erwerb oder die Verwertung vonGrundstücken nur , wenn der Zweck des Unternehmens darinbesteht . (Urteil vom 10 . Oktober 1922 II A 200/22.)
Zur Beendigung der Körperschaftssteuerpflicht einer in

Liquidation befindlichen G. m . b . H .
Die subjektive und objektive Steuerpflicht bei Gesell¬schaften in Liquidation dauert bis zu deren Beendigung fort ,und das Ende der Liquidation kann nicht vor Ablauf des

Sperrjahres eintreten . An diesem Standpunkt ist auch fürdas Gebiet des Körperschaftssteuergeselzes festzuhalten.Die Tatsache der Löschung der G . m. b . H . im Handelsregi¬ster vernichtet deren Existenz weder in zivilrechtlicher nochin steuerrechtlicher Beziehung. Ist die Löschung erfolgt ,obgleich noch das Sperrjahr nicht abgelaufen oder noch ver -
leilungsfähiges Vermögen vorhanden war , so ist die zu Un¬recht abgeschlossene Liquidation fortzusetzen . § 73 des Ge¬setzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf¬
tung, ist eine zwingende Vorschrift , wie der Gebrauch desAusdrucks : „die Verteilung darf nicht (nicht etwa : sollnicht) vorgenommen werden “ beweist . Zwar ist eine trotzdieser Vorschrift zu früh erfolgende Vermögensausschüt¬
tung zivilrechtlich nicht nichtig , aber sie läßt die Existenzder Gesellschaft einstweilen unberührt . Die Gesellschaft
verschwindet erst endgültig aus dem Rechtsleben, wenn sie
völlig vermögenslos geworden ist . Das ist vor Ablauf des
Sperrjahrs nicht der Fall . Sie ist durch die gesetzwidrige
Handlung ihres Liquidators , der vor Ablauf des Sperrjahrsdas Vermögen ausgeschüttet hat , nur der konkreten zur
Verteilung gelangten Vermögensstücke verlustig gegangen.An deren Stelle sind aber ihre Ersatzansprüche gegenüberdem Liquidator und ihr Ersatzanspruch aus §§ 30, 31 des Ge¬
setzes, betr . die Gesellschaften m . b . H ., gegen die Gesell¬
schafter getreten . Diese Ansprüche besitzt die Gesellschaft
mindestens bis zum Ablauf des Sperrjahrs : andernfalls

würden die Gläubiger der Gesellschaft, zu deren Schutz dieVorschrift in § 73 des Gesetzes, betr . Gesellschaften m . b . H.gegeben ist , und die unmittelbare Ansprüche weder gegenden Liquidator noch gegen die Gesellschafter haben, mitihren Ansprüchen an die Gesellschaft ins Leere greifen.
( Urteil vom 7 . November 1922 I A 147/22 .)

- 3 -

Bücherschau.
Körperschaftssteuergesetz vom 30 . März 1920 unter Berück¬

sichtigung des Gesetzes vom 8 . April 1922 in der Fas¬
sung der Bekanntmachung vom 2. Mai 1922. Mit Er¬
läuterungen , Ausführungsbestimmungen und Sach¬
register . Bearbeitet von Dr . Max Homburger ,Rechtsanwalt in Karlsruhe .Der Verfasser ist den Lesern der „Badischen Wirt¬

schaftszeitung “ bereits durch eine Reihe wertvoller Auf¬sätze über wichtige Steuerfragen bekannt . Die vorliegendeHandausgabe stellt eine sehr eingehende Arbeit dar , dieunter der Literatur über die Besteuerung der Körperschaf¬ten an erster Stelle genannt werden darf . Sie führt in über¬aus klarer und leicht verständlicher Weise in die Materieein und bietet die für die praktische Anwendung der Ge¬
setzesbestimmungen geeignetste Lösung auch in der für diePraxis brauchbarsten Form dar . Vollständige Berücksich¬
tigung der Rechtsprechung des Reichsfinanzhofes und desin vielen Zeitschriften verstreuten Schrifttums erhöhen die
Bedeutung des Buches. Für jeden, der sich mit dem Gesetz
zu beschäftigen hat , ist das Werk ein unentbehrlicher siche¬rer RatgebeF. Wir wünschen ihm weiteste Verbreitung und
begrüßen es mit lebhaftem Dank, daß der Verfasser durch
den Kommentar seine Monographie zu dem Körperschafts -
fleuergesetz in so trefflicher Form ausgebaut hat .
Geldentwertung und Vertragserfüllung . Von Dr . Otto

Warneyer , Reichsgerichtsrat in Leipzig . 64 Seiten.Industrie -Verlag Spaeth & Linde, Berlin 1922 . Grund¬
preis 1 Mk.

Der Verfasser behandelt in der vorliegenden Schrift eineder brennendsten Fragen unseres Wirtschaftslebens . Die
Berücksichtigung der Geldentwertung , die die Rechtspre¬chung vor vollkommen neue Probleme gestellt hat , bei der
Vertragserfüllung , bei der Berechnung des zulässigen Ge¬winnes (Wieder beschaffungspjreis) , beim Abschluß von Ver¬
trägen (Dollarklausel ) , gleitende Preise , bei der Rückgabevon Pachtinventar , wird eingehend unter Wiedergabe der
wichtigsten Urteile des Reichsgerichts dargestellt ; diedurch die Geldentwertung veranlaßten gesetzlichen Maß¬nahmen, sowie Mittel und Wege im Geschäftsleben, durchdie den schädigenden Rechtsfolgen der Geldentwertung be¬
gegnet werden soll , werden erörtert . Kaum einen Leser -
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kreis dürfte es geben, für den die vorliegende Schrift nicht
von Interesse wäre ; vor allem aber ist sie für die Kreise
von Handel und Industrie von hervorragender Bedeutung
und schlechthin unerläßlich .

„Fort mit den Friedensverträgen “ . Der ungarische Poli¬
tiker Geza Lukacs hat unter diesem Titel gemeinsam mit
Dr . W. Radoslawoff und Baron v . Rosen eine Schrift
herausgegeben , in der die wirtschaftlichen Auswirkungen
der nach Beendigung des Weltkrieges mit den Ententemäch¬
ten geschlossenen Friedensverträge von Versailles , Trianon ,
Neuilly, St . Germain und Sevres der Öffentlichkeit näher
vor Augen geführt werden . Das Resultat dieser Unter¬
suchung ist , daß diese sogenannten Friedensverträge nicht
nur den Untergang für die besiegten Völker zur Folge
haben werden , sondern daß sie auch eine ruhige Entwick¬
lung der Ententestaaten aufs äußerste zu gefährden drohen.
Das interessante Werk , das bei der Geschäftsstelle unserer
Kammer zur Einsichtnahme aufliegt , kann zur Beschaffung
und namentlich für die Versendung an geeignete Geschäfts¬
freunde im Ausland empfohlen werden .
Steuerlich zweckmäßige Gesellschaftsformen. Von Dr.

W. Beuck , Diplom-Steuersachverständiger . 3 . Aufl .
Grundpreis 2 .50 Mk . Industrie -Verlag Spaeth & Linde,
Berlin 1922 .

Die Notwendigkeit , in kurzer Zeit die 3 . Auflage heraus¬
zugeben, spricht für die Güte und praktische Brauchbarkeit
des Buches. Infolge der letzten Änderungen in der Steuer¬
gesetzgebung mußte die neue Auflage vollkommen umge¬
arbeitet werden , dabei hat der Verfasser aus seiner reichen
Praxis die früheren Ausführungen wesentlich erweitert .
Für den Theoretiker wie auch für den Praktiker ist die An¬
lage des Buches in gleicher Weise nutzbringend, da der
Verfasser dem Problem in die weitesten Auswirkungen
nachgeht und an jeder einzelnen Stelle mit den ausführlich¬
sten Berechnungsbeispielen seine Untersuchungen belegt.
Für jeden, der sich mit der Frage , ob die Umwandlung einer
Gesellschaftsform aus steuerlichen Gründen ratsam ist , be¬
schäftigen muß, kann die Anschaffung des Buches durchaus
empfohlen werden .
Betriebs - und finanzwirtschaftliche Forschungen . Heraus¬

gegeben von Prof . Dr . F . Schmidt , ordentlicher Pro¬
fessor an der Universität Frankfurt a . M . II . Serie. In¬
dustrie -Verlag Spaeth & Linde, Berlin 1923 .

Heft 1 . Geldentwertung und Unternehmung .
Grundpreis 1 .20 Mk.

Der Verband Deutscher Bücherrevisoren hat auf
seinem diesjährigen Verbandstag in Würzburg drei

hervorragende Sachkenner über das Problem „Geld¬
entwertung und Unternehmung“ zu Worte kommen lassen.
Prof . Dr . Schmidt untersuchte die Auswirkungen der Geld¬
entwertung im Bilanzwesen , z . B . hinsichtlich der Gestal¬
tung der Bilanzierungs - und Bewertungsvorschriften ; Justiz¬
rat Dr . Rud. Fischer -Leipzig sprach über Geldentwertung
und Privatrecht ; Senatspräsident am Reichsfinanzhof, Geh.
Rat Dr . Strutz , zeigte in seinem Vortrag über Geldentwer¬
tung und Steuerrecht , wie weit bisher die Steuergesetz¬
gebung Rücksicht genommen hat auf den Einfluß der Geld¬
entwertung auf die Unternehmungen . Die Vorträge liefern
einen wertvollen Beitrag zur Klärung des Problems und
sind in hohem Maße geeignet , in weiteren Kreisen zu einem
tieferen Verständnis der damit zusammenhängenden Fra¬
gen beizutragen .^

Heft 2 . Das Bankarchiv . Ein Beitrag zur Lehre
vom Bankbetrieb und vom wirtschaftlichen Nachrichten¬
wesen, von Dr . rer . pol. et phil . Konrad Pfennig-Stuttgart .
Grundpreis 0 .80 Mk.

Der Verfasser untersucht in dem vorliegenden Heft
das Problem des Verhältnisses des Nachrichtendien¬
stes zu dem Bankwesen . Er zeigt, wie bedeutend
und vielgestaltig das Bedürfnis nach Informationen im
Bankbetriebe ist und in welcher Weise diesem Bedürfnis am
besten Rechnung getragen werden kann . Die Bankarchive,
von denen die für die Durchführung der Bankgeschäfte er¬
heblichen Nachrichten gesammelt und der Verwertung zu¬
geführt werden , stellt er in ihrer Einrichtung und Tätigkeit
eingehend dar , beleuchtet dabei kritisch die zahlreichen In¬
formationsquellen und untersucht ihre praktische Verwert¬
barkeit .

Heft 3 . Gewinnbeteiligung . Systeme für eine Be¬
teiligung von Angestellten an den Ergebnissen des eigenen
Tätigkeitsgebietes . Von Dr .- Ing . Dr . jur . F . Jastrow -
Berlin . Grundpreis 0 .80 Mk.

Der Verfasser behandelt verschiedene Systeme und Mög¬
lichkeiten , nach denen Angestellte ihren Leistungen ent¬
sprechend entlohnt werden könnten. Er ist der Ansicht, daß
„Arbeit und Kapital “ im Wirtschaftsleben mehr denn je auf
einander angewiesen sind . Die Versuche , zwischen neiden
eine Brücke zu schlagen durch die Verteilung eines Teilge¬
winnes des „Kapitals an die Arbeit“

, gleichgültig in wel¬
cher Form , hält er für Fehlschläge . Eine Möglichkeit des
gegenseitigen Verständnisses sieht er darin , daß jedem Ar¬
beitnehmer über die bisherigen Bezüge hinaus ein zu seiner
Leistung in proportionalem Verhältnis stehender Betrag ge¬
geben wird . Die Ausführungen sind durch zahlreiche Dia¬
gramme und Berechnungsbeispiele erläutert .
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